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A. Auftrag 

Die Fraktion BÜNDNIS90/D!E GRÜNEN hat um gutachtliche Stellungnahme zu folgenden 

Fragen gebeten: 

1. Wie ist die Besetzung der jeweil igen Verfassungsgerichtshöfe im Hinblick auf d ie Betei­

ligung von Mitgliedern der Exekutive in den anderen Bundesländern geregelt? 

2. In welchen Bundesländern gab es seit dem Jahr 2005 einschließl ich Gesetzesinitiativen 

in Bezug auf diese Regelung? Mit welchem Inhalt und welchem Erfo lg? 

3. Gibt es Bedenken aus verfassungsrecht licher Perspektive, d ie gegen eine Mitgl iedschaft 

von Mitg liedern der Exekutive in Verfassungsgerichtshöfen sprechen? 

4. G ibt es gesetzliche Inkompat ibil itäten in sonstigen Gerichtsbarkeiten? 

B. Stellungnahme 

1. Zu Frage 1: Wie ist die Beset zung der jeweiligen Verfassungsgerichtshöfe im Hin­
bl ick auf die Beteiligung von Mitgliedern der Exekutive in den anderen Bundes­
ländern geregelt? 

Auskunft über die Besetzung der Landesverfassungsgerichte und die hierzu bestimmten In­

kompat ibilitäten und lnelegebilitäten gibt die als A nlage beigefügte Übersicht .1 Aus d ieser 

„ Obersic:ht iiber die Regelungen der Länder ::ur Besetzung der landesve1jassungsgcrichte im Hinblick airf 
die Zulässigkeit einer Mitglied1·chaß von Angehörigen der Exekutive und des ü_[(entlichen Dienstes·· 

G utachten des Wissenschaftlichen Dienstes sind parlamentsinterne Stell ungnahm en, d ie nicht fü r die öf­
fentliche Diskussion außerha lb des Landtags bestim mt sind. Eine - auch nur auszugsweise - Veröffentli­
chung oder Verbreitung bedarf der Zustimmu ng des Direktors bei m Landtag. 
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ergibt sich, dass in sämtlichen Ländern Regelungen vorhanden sind, nach denen Landesver­

fassungsrichter nicht der Gubernative angehören dürfen. In zwölf Ländern ist darüber hinaus 

bestimmt, dass das Amt des Landesverfassungsrichters auch m it einem Amt des öffentl ichen 

Dienstes nicht vereinba r ist (Inkompatibilität) oder Angehörige des öffentlichen Dienstes 

nicht zu Landesverfassungsrichtern wählbar sind (lnelegibilität). Hessen kommt dabei eine 

gewisse Sonderstellung zu, weil sich die lnelegibilität dort zwar auf kommunale Wahlbeamte, 

ansonsten aber nur auf solche Beamte erstreckt, die jederzeit in den einstweiligen Ruhestand 

versetzt werden können. Wegen weiterer Einzelheiten wird auf die An lage verwiesen. 

II. Zu Frage 2: In welchen Bundesländern gab es seit dem Jahr 2005 einschließlich 
Gesetzesinitiativen in Bezug auf diese Regelungen? Mit welchem Inhalt und wel­
chem Erfolg? 

Für den Zeitraum ab dem Jahr 2005 ist als thematisch einschlägige Geset zesinitiative nur die 

Änderung der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 28. Juli 20062 zu nen­

nen. Mit dieser wurde die verfassungsrechtliche lnkompatibilitätsregelung (Art. 52 Abs. 4) 

neu gefasst und der persönliche Geltungsbereich dahin erweitert, das auch d ie Zugehörig­

keit zu entsprechenden Gesetzgebungs- oder Regierungsorganen der Europä ischen Unio n, 

dem Europäischen Gerichtshof, einem anderen Landesverfassungsgericht oder dem Bundes­

verfassungsgericht mit einer Mitgl iedschaft oder Stellvertretung beim Landesverfassungsge­

richt Mecklenburg-Vorpommern nicht vereinbar ist. 3 Die beschlossene Verfassungsänderung 

wurde einfachgesetzlich im Zweiten Gesetz zur Änderung des Landesverfassungsgerichtsge­

setzes nachvollzogen.
4 

Nur der Vollständigkeit w egen sei noch auf das Hessische Beamtenrechtsanpassungsgesetz 

vom 5. März 20095 verwiesen, das im vorliegenden Zusammenhang überhaupt nur insoweit 

zu erwähnen ist, als der Landesgesetzgeber die Ämter im Sinn von § 30 Abs. 1 Satz 1 des 

Beamtenstatusgesetzes (,,politische Beamte") aktuellen Gegebenheiten angepasst hat.6 Da 

das Hessische Gesetz über den Staatsgerichtshof in § 3 Abs. 2 für die Nichtwählbarkeit auf 

das Hessische Beamtengesetz (§ 57) dynamisch verweist, ergeben sich insoweit zwangsläufig 

Modifikationen im persönlichen Geltungsbereich dieser Bestimmung. 

Die in Mecklenburg-Vorpommern und Hessen vollzogenen Gesetzesänderungen finden sich 

ebenfalls in der zu Frage 1 gefertigten Übersicht. 

3 

4 

s 

6 

Zweites Gesetz zur Änderung d. Verfassung d. Landes Mecklenburg-Vorpommern (M-V GVBI. S. 572 f.) 
Vgl. ergänzend M-V LT-Drucks. 4/2328, S. 3 und 8 (Beschlussempfehlung und Bericht) 
Gesetz vom 28. Juli 2006 (M-V GVBI. S- 573 f.); siehe auch M-V LT-Drucks. 4/2 172, S. 8 (Begründung) 
Hess GVBI. I S. 95 
Vgl. Hess LT-Drucks. 18/26, S. 26 (Begründung) 
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III. Zu Frage 3: Gibt es Bedenken aus verfassungsrechtlicher Perspektive, die gegen 
eine Mitgliedschaft von Mitgliedern der Exekutive in Verfassungsgerichtshöfen 
sprechen? 

Ausgangspunkt für die Frage, ob verfassungsrechtliche Bedenken gegen die gle ichzeit ige 

Zugehörigkeit ein und derselben Person zum Verfassungsgerichtshof und zur Exekutive be­

stehen, ist der den Verfassungsgerichtshof als Verfassungsorgan kennze ichnende Status. 

1. Verfassungsrechtlicher Status des Verfassungsgerichtshofs 

Die Landesverfassung konstituiert den Verfassungsgerichtshof in Art. 134 Abs. 1 als Ein rich­

tungs- und Bestandsgarantie unmittelbar.
7 

Funktionell ist der Verfassungsgerichtshof ein Ge­

richt/ darüber hinaus zugleich ein Verfassungsorgan ,9 wenn auch kein pol itisches.10 

Schon aus seiner verfassungsunmittelbaren Einrichtung, erst recht aus se inem verfassungs­

mäßigen Auftrag (vgl. Art. 130 Abs. 1, Art. 130 a LV) ergibt sich seine Verortung auf Ebene 

der Verfassungsorgane.
1 1 

Er stellt sicher, dass die politisch gesta ltenden Verfassungsorgane, 

namentlich der Landtag und die Landesregierung, die funktionellen und mate riellen Grenzen 

der Verfassung beachten .
12 

Hierzu ist ihm exklusiv eine Normenkontroll- und -verwerfungs­

kompetenz eingeräumt,
13 

bei der die Entscheidung des Parlame nts in Fo rm formell er Geset­

ze nicht etwa Prüfungsmaßstab, sondern selbst Prüfungsgegenstand ist.14 

Aus seiner verfassungsunmittelbaren Konstituierung folgt weite r, dass der Verfassungsge­

richtshof keinem anderen Verfassungsorgan zugeordnet oder gar aufsichtl ich unterstellt ist. 15 

Die Unabhängigkeit von anderen Organen bedeutet indes nicht, dass jegliche Beziehung zu 

anderen Staatsorganen etwa gänzlich fehlen würde; vielmehr ist die Unabhäng igkeit 
11
immer 

nur eine relative in einem Verfassungsstaat, der auf dem machtbalancierenden Zusammen­

wirken mehrerer oberster Staatsorgane basiert. "16 Hieraus folgen Konseq uenzen fü r die Zu­

sammensetzung des Verfassungsgerichtshofs. 

9 

10 

II 

12 

14 

15 

16 

Meyer, in: Grimm/Caesar, Verfassung für Rheinland-Pfalz (1. Aufl, 2001 ), Art. l 34, Rn. 9 
Meyer, a.a.O., Art. l 34, Rn. l O; vgl. auch Knöpfte, in: Starck/Stern, Landesverfassungsgerichtsbarkeit, 
Teilband l (1. Aufl. l 983), S. 233 f. 
VerfGH Rh-Pf, AS 10, 124, 127; vgl. auch Starck, in: Starck/Stern, a.a.O., S. 155 f. 
Meyer , a.a.O., Art. 134, Rn. 10 f.; zur gleichwohl vorhandenen Affini tät der verfassungsgerichtlichen Judi­
katur zum politischen Geschehen Knöpfle, a.a.0., S. 235 ff. 
Starck, a.a.O. S. 156; Meyer, a.a.0. , Art. 134, Rn. l 1 
Starck, a.a.O., S. 156 
Vgl.§§ 26, 49 des Landesgesetzes über den Verfassungsgerichtshof(VerfGHG) 
Starck, a.a.O. , S. l 56 
Meyer, a.a.O., Art. 134, Rn. l 3 

Starck, a.a.0., S. 157; zur grundsätzlichen Zulässigkeit des Zusammenwirkens verschiedener Gewalten 
vgl. Knöpfle, a.a.0., S. 253 
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2. Zusammensetzung des Verfassungsgerichtshofs 

Unmittelbar aus der Landesverfassung ergibt sich die mitgliedschaftl iche Zusammensetzung 

des Verfassungsgerichtshofs, wobei die eigentliche Kreationsentscheidung we itgehend dem 

Landtag vorbehalten bleibt. 17 

a) Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs 

Nach Art. 134 Abs. 2 LV besteht der Verfassungsgerichtshof aus neun ordentlichen und neun 

stellvertretenden Mitgliedern. Als ordentliche Mitglieder gehö ren dem Verfassungsgerichts­

hof - neben dem Präsidenten des Oberverwaltungsgerichts als Vorsitzendem - d rei weitere 

Berufsrichter sowie fünf weitere Mitglieder an, die nicht die Befä higung zum Richteramt ha­

ben müssen (Art. 134 Abs. 1 Satz 1 LV). Entsprechendes gilt für die stellvertretenden Mit­

glieder (Art. 134 Abs. 2 LV). Mit Ausnahme des Präsidenten und des Vizepräs identen des 

Oberverwaltungsgerichts werden die ordentlichen wie die stellvertretenden Mit g lieder vom 

Landtag mit Zweidrittelmehrheit gewählt (Art. 134 Abs. 3 Satz 1 LV). 

b} lnkompatibilitätsbestimmungen 

Die zu wählenden nicht berufsrichterlichen Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs dürfen 

nach Art. 134 Abs. 4 Satz 2 LV weder dem Landtag noch der Landesreg ierung angehören. 

Eine gleichlautende Regelung enthält auf Ebene des einfachen Rechts § 4 Abs. 3 des Lan­

desgesetzes über den Verfassungsgerichtshof (VerfG HG). 18 

aa) Regelungszweck (ratio legis) 

Die vorhandenen lnkompatibilitätsregelungen wollen der Gefahr begegnen, dass M itglieder 

des Verfassungsgerichtshofs über die Verfassungswidrigkeit von Rechtsakten zu entscheiden 

haben, an deren Entstehung sie als Mitglied des gesetzgebenden Organs oder der obersten 

vollziehen Gewalt selbst mitgewirkt haben. 19 Der Regelungszweck dieser Vorschriften liegt 

mithin in der Verwirklichung und Aufrechterhaltung des Verfassu ngsprinzips der Trennung 

der Gewalten. Konkret geht es darum, zu verhindern, dass durch „Personalunion" d ie Kon­

trolleure sich selbst kontrollieren.20 Wo immer der Verfassungsgerichtshof Kontrollfunktionen 

17 

18 

19 

20 

Zur exklusiven Kreationskompetenz des Parlamentes näher Knöpfte, a.a.O., S. 252 
Vom 23. Juli 1949 (GVBI. S. 285,585), BS 1104-1 
LT-Drucks. 1/916, S. 1453 (Begründung zum Entwurf des Landesgesetzes über den Verfassungsgerichts­
hof); Süsterhenn/SchJfer, Kommentar der Verfassung für Rheinland-Pfalz (1950), Art. 134, Anm. 3 bunter 
Hinweis auf den damaligen § 4 Abs. 2 Satz 2 VerfGHG; VerfGH Rh-Pf, AS 31 , 85, 91; Hensgen, Organi­
sation, Zuständigkeiten und Verfahren des Verfassungsgerichtshofs Rheinland-Pfalz (Diss. 1986), S. 30 
Vgl. BVerfGE 38,326, 338 f. (zu Art. 137 GG) 
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gegenüber den anderen Verfassungsorganen auszuüben hat, wäre seine Funktionsfähigkeit 

bedroht, wenn Mitglieder derselben Verfassungsorgane auf beiden Seit en und damit als 

„Richter in eigener Sache" beteiligt wären. 21 Die lnkompatibil itätsbestimmungen bezwecken 

demnach die Durchsetzung einer wirksamen Funktionentrennung auf personel ler Ebene zur 

Sicherung der Integrität der Verfassungsrechtsprechung. 

bb) Persönlicher Geltungsbereich 

Nach dem eindeutigen - und folglich einer erweiternden Auslegung entgegenstehenden -

Wortlaut von Art. 134 Abs. 4 Satz 2 LV, § 4 Abs. 3 VerfGHG sind nur die Mitglieder des 

Landtags und die der Landesregierung (d.h. Ministerpräsident und Minister, Art. 98 Abs. 1 

LV) ausgeschlossen,22 nicht hingegen die Beamten und Beschäftigten des Landes. 

Dass die Inkompatibilität von der Landesverfassung in personeller Hinsicht nicht entspre­

chend weiter gezogen wurde, ist mit dem Interesse an der Gewinnung geeigneter nicht be­

rufsrichterlicher Beisitzer erklärbar. 23 Dem Grundgedanken nach sol len die nichtberufsrichter­

lichen Mitglieder dazu beitragen, das „ Verfassungsverständnis der berufsrichterlichen Mit­

glieder in Einklang mit den Maßstäben einer breiteren allgemeinen Lebens- und Berufserfah­

rung zu halten, die auch die realen Gegebenheiten und Erfordernisse des Gemeinwesens 

umfasst".24 Nach § 4 Abs. 2 Satz 2 VerfGHG sollen sie deswegen ,,im öffentlichen Leben er­

fahrene Personen des allgemeinen Vertrauens und für das Amt eines Mitglieds des Verfas­

sungsgerichtshofs besonders geeignet sein. 1125 Um Angehörige des öffentlichen Dienstes, bei 

denen vielfach und in besonderem Maß auf vor allem administrative Erfahrung zurückgegrif­

fen werden kann, nicht von vornherein und prinzipiell von d ieser Personengruppe auszu­

nehmen, hatte sich die Landesverfassung auf die in Art. 134 Abs. 4 Satz 2 bestimmten In­

kompatibilitäten beschränkt. 26 

Hieraus folgt, dass die in Art. 134 Abs. 3 Satz 2 LV geregelte Unvereinbarkeit nicht nur kon­

stitutiven, sondern g leichermaßen auch abschließenden Charakter hat und damit weder 

Raum für die Annahme ungeschriebener noch für die Schaffung abweichender Inkompatibili­

täten durch einfaches Gesetz lässt.27 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

Vgl. Bay VerfGH E 46, 1, 11 m.w.N. 
Meyer, a.a.0., Art. 134, Rn. 19 
Vg l. Protokoll des Verfassungsausschusses Rheinland-Pfalz , in: Klaas, Die Entstehung der Verfassung für 
Rheinland-Pfalz ( 1978), S. 138 f.; Fiedler, in: Starck/Stern, a.a .O., S. 129 ff. ; VerfG H Rh-Pf, AS 3 1, 85, 9 1 
Meyer, a.a.O. , Art. 134, Rn . 33 ; 
Zur Bedeutung dieser Bestimmung näher Meyer, a.a .O., Art. 134, Rn. 33 f. 
VerfGH Rh-Pf, AS 3 1, 85, 91 ; siehe auch Knöpfte, a.a.O., S. 235 f. 
Vgl. h ierzu Pestalozza, NVwZ 1991 , 1059, 1061 ; Schmitt Glaeser, NVwZ 1992, 443, 445 



6 

Im Hinblick auf den rechtlichen Status der Mitglieder d es Verfassungsgerichtshofs als Richte r 

und zugleich Angehörige des Verfassungsorgans „ Verfassungsgerichtshof",28 
der kraft seines 

verfassungsmäßigen Auftrags Akte der (anderen) obersten Staatsorgane auf ihre Verfas­

sungsmäßigkeit hin überprüft und über deren Streit igkeiten entscheidet, stellt sich g leich­

wohl die Frage, ob d ie nach Art. 134 Abs. 4 Satz 2 LV jedenfalls nicht ausgesch lossene Mit­

gliedschaft von Landesbediensteten zu einer möglicherweise auch verfassungsrechtlich be­

denklichen „ Vermisch ung von Staatsfunktionen" führen könnte.
29 

3. Verfassungsrechtliche Vorgaben im Hinblick auf die Reichweite verfassungsrich-
terlicher Inkompatibilitäten 

Dass eine so lche Gefahr zumindest abst rakt best eht , wird allent halben anerkannt.30 Diskutiert 

wird dementsprechend, ob im Interesse der Unabhängigkeit und Neutralität des Verfas­

sungsgerichtshofs auch Angehörige des öffentlichen Dienstes - generell - von einer verfas­

sungsgerichtlichen Mitgliedschaft ausgesch lossen sein sollten. 

Personei le Inkompatibil itäten mit dem Amt des Verfassungsrichters ergeben sich dabei al­

lerdings nicht schon 11 automatisch" aus der Stellung des Verfassungsge richtshofs als Verfas­

sungsorgan. 31 Vielmehr können Verfassungsorgane in verfassungsrechtl ich nicht zu b ean­

standender Weise mit anderen Verfassungsorganen auch personell 11 verknüpft" sein, wie es 

etwa Landtag und Landesregierung im parlamentarischen Reg ierungssystem (häufig) sind.32 

Soweit der Verfassungsgerichtshof aber in Streitigkeiten zwischen diesen Verfassungsorga­

nen oder gegen Akte dieser Verfassungsorgane angerufen werden kann, was ihn sogar über 

die obersten Staatsorgane stellt,33 t ritt d ie Frage einer sich daraus rechtfertigenden - perso­

nellen - Inkompat ibi lität auf den Plan, was vorrangig nach Maßgabe des Gewaltenteilungs­

prinzips zu beurteilen ist. 

a) Verfassungsgerichtsbarkeit und Grundsatz der Gewaltenteilung 

Das in Art. 20 Abs. 2 Satz 2 GG, Art . 77 Abs. 1 LV verankerte Prinzip der Gewaltenteilung 

hat im demokratischen Rechtsstaat, in dem die gesamte Staatsgewa lt vom Staatsvolk abge­

leitet wird, die Funktion der gegenseitigen Mäßigung und der Verh inderung des Überge­

wichts einer der Gewalten.34 Obgleich der Grundsatz der Gewalten- oder Funktionentren-

28 

29 

30 

3 1 

32 

3) 

34 

Meyer, a.a.O., Art. 134, Rn. 2 1; weitere Nachweise in Fn. 9 
Meyer, a.a.O. , Art. 134, Rn. 19 
Vgl. Meyer, a.a.0 ., Art. 134, Rn. 19; Knöpjle, a.a.O., S. 245 f.; Starck, a.a.O., S. 175; Hensgen, a.a.O., 
S. 30 f.; VerfG H Rh-Pf, AS 3 1, 85, 94 
Starck, a.a.O ., S. 172 
Starck, a.a.O ., S. 175 
Starck, a.a.O., S. 159 
Hofm ann, in: Schmidt-Ble ibtreulHofmann/Hopfauf, GG ( 12. Aufl. 20 11 ); Sommermann, in : v.Mangoldt/ 
Klein1Sta rck, GG (6. Aufl . 20 10) Knöpfte, a.a.O., S. 24 1; Schröder, in : Grimm/Caesar, a.a.0., Art. 77, Rn. 
8 f.; BVerfGE 3, 225, 247; 7, 183, 188 
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nung ein tragendes Verfassungsprinzip ist, enthält es dennoch zahlreiche Gewaltenver­

schränkungen und -balancierungen.35 Das Prinzip der Gewaltenteilung ist nirgends rein ver­

wirklicht.36 Es fordert insbesondere keine absolute Trennung der Gewalten, sondern (nur) 

ihre gegenseitige Kontrolle und Mäßigung mit dem Ziel, eine unkontrollierte und damit po­

tenziell freiheitsgefährdende Machtzusammenballung zu verh indern.37 

Im Hinblick auf die Rechtsprechung verlangt das Gewaltenteilungsprinzip, dass diese durch 

besondere, von den Organen der Gesetzgebung und der vollziehenden Gewalt verschiede­

ne Organe des Staates ausgeübt wird.38 Hieraus folgt zunächst, dass die Ge richte vor allem 

organisatorisch selbständig sein müssen, und ferner, dass d ie richterliche Neutralität nicht 

durch eine mit diesem Grundsatz unvereinbare persönliche Verbindung zwischen Ämtern der 

Rechtspflege einerseits und der Exekutive oder der Legislative andererseits in Frage gestellt 

werden darf.39 

Obgleich das Gewaltenteilungsteilungsprinzip damit eng mit dem Grundsatz der richterli­

chen Unabhängigkeit und Neutralität verwoben ist, soll auf letzte ren hier zumindest nicht 

gesondert eingegangen werden. Richterliche Unabhängigkeit bedeutet die Freiheit von jeg­

licher Einflussnahme auf die sachliche Entscheidung des Richters, dabei in erster Linie Frei­

heit von der Beeinflussung durch die Exekutive.40 Unzweifelhaft ist d ie richterliche Unabhän­

gigkeit der Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs sachlich w ie persönlich du rch Rechtsvor­

schriften hinreichend institutionell abgesichert,41 so dass die Frage der Unvereinbarkeit des 

Amts als Verfassungsrichter mit nichtrichterlichen Ämtern vornehmlich eine solche der - per­

sonellen - Gewaltentrennung ist.42 

b) Personelle Gewaltentrennung 

Die „funktionelle Gewaltenteilung" bedarf verfassungsrechtl ich der Ergänzung und Komplet­

tierung durch eine auch „personelle Gewaltentrennung", die insbesondere im Verhältnis 

zwischen Judikative auf der einen und Legislative und Exekutive auf der anderen Seite zu 

verwirkl ichen ist.43 Hiervon ausgehend kann das Prinzip der Gewaltenteilung sowie der 

35 

36 
37 
38 

39 

40 

41 

42 

43 

BVerfGE3,225,247;7, 183, 188;33, 52,59;95, 1, 15 
BVerfGE 95 , 1, 15; siehe auch BVerfGE 96, 375, 394 
BVerfGE 7 , 183, 188; 9,268, 279; 34, 52, 59; 95, 1, 15 
BVerfGE 18, 257,254 
BVerfGE 18, 257, 154 
Bamberger, in : Grimm/Caesar, a.a.O. , Art. 121, Rn . 2 1 m.w.N.; siehe auch Hillgruber, in: Maunz/Dürig, 
GG, Art. 97, Rn. 1 ff. und 75 (dort zur Schutzwirkung gegen exekutive lngerenzen); BVerfGE 87,273,278 
VerfGH Rh-Pf, AS 3 1, 85 , 95 f. , unter Bezugnahme auf §§ 18 Abs. 1, 6 Abs. 2 und§§ 13, 13 a VerfGHG 
Vgl. Knöpfte, a.a.O., S. 245 
BVerfGE 10,200,2 16 ff. ; Böckenförde, Verfassungsfragen der Richterwahl (1974), S. 63 ff.; diffe renzie­
rend hingegen: Schröder, a.a.O., Art. 77 Rn. 9 
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Grundsatz der strengen Abgrenzung der Judikative von den beiden übrigen Gewalten be­

einträchtigt sein, wenn und soweit Verfassungsrichter zugleich Tätigkeiten im Bereich der 

übrigen Gewalten ausüben.44 Unter welchen konkreten Voraussetzungen eine derartige Äm­

terkumulation aber gegen das Gewaltenteilungsprinzip verstößt, ist verfassungsrechtlich 

nicht trennscharf konturiert.45 Auch die Ermächtigung in A rt. 137 Abs. 1 GG, wonach d ie 

Wählbarkeit von Angehörigen des öffentlichen Dienstes gesetzlich beschränkt werden 

11
kann", zeigt, dass das Grundgesetz eine gesetzliche Inkompatibilität bei einem Zusammen­

treffen von Exekutiv- bzw. Richteramt und Abgeordnetenmandat weder statu iert noch zwin­

gend fordert, sondern lediglich zulässt.46 

Obgleich damit der Trennungsgrundsatz auch und gerade in personeller Hinsicht in der Ver­

fassung selbst schon nicht streng verwirklich ist,
4 7 

hat das Bundesverfassungsgericht die Fra­

ge von Inkompatibilitäten mit dem Amt des Verfassungsrichters ausd rückl ich offen gelas­

sen.48 Im juristischen Schrifttum und der Rechtsprechung der La ndesverfassungsgerichte 

werden hierzu unterschiedliche Auffassungen vertreten. 

aa) Auffassungen des Schrifttums 

Ein Teil des Schrifttums hält ein Exekutivamt mit dem Amt des Verfassungsrichters für grund­

sätzlich vereinbar, da allein hieraus noch keine nachhaltige Störung des bestehenden Balan­

ce- und Kontrollsystems zu besorgen sei und mithin auch kein Verstoß gegen das Gewalten­

teilungsprinzip vorliege.49 Dennoch wird von dieser Auffassung stets betont, dass an einer 

„strikten Inkompatibilität" zumindest als 11 verfassungspolitische Zielvorstellung" f estzuhalten 

sei ,5° jedenfalls aber solle bei der Berufung weisungsabhäng iger Beamter im Hinbl ick auf das 

Vertrauen in die Unabhängigkeit und Neutralität des Verfassungsgerichts „größte Zurückhal­

tung" geübt werden.51 

Nach der Gegenauffassung seien Beamte - mit Ausnahme der Hochschullehrer - wegen ihrer 

Weisungsabhängigkeit aber schon generell nicht als Verfassungsrichter geeignet, we il ihr 

44 

45 

4G 

47 

48 

49 

50 

5 1 

Knöpfte, a.a.O., S. 245; Anmerkung: Ein „gewisses Spannungsverhdltnis"' zum Prinzip der - funktionellen 
- Gewaltenteilung bedeutet insoweit bereits die exklusive Kreationskompetenz des Parlaments (vgl. Nach­
weis in Fn. 17), soweit d ie Richter des Verfassungsgerichtshofs unmittelbar vom Landtag zu wählen sind, 
mithin von jenem Verfassungsorgan, das von der Verfassungsgerichtsbarkeit kontro lliert werden kann (vgl. 
hierzu Knöpfte, a.a.O .. S. 252 f. dort auch zu den potenziellen Gefahren für die richterliche Unabhängig­
keit). Hierauf soll angesichts der vorliegend zu behande lnden Frageste llung jedoch nicht näher eingegan­
gen werden. 
Knöpfte, a.a.O .. S. 246 
Knöpfte., a.a.O ., S. 246 
Knöpfte, a.a.O., S. 246 
BVerfG E 18,241. 256; vgl. hierzu: Knöpfte, a.a.O., S. 246 
Hensgen, a.a.O., S. 3 1; Knöpfte, a.a.0 ., S. 246; vgl. auch Schmitt Glaeser, a.a.O., ~- 445 
Knöpfte, a.a.O. , S. 246 m.w.N . 
Hensgen, a.a.O., S. 3 1 
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Einsatz zu einer „ Vermischung der Staatsfunktionen" führe und den Beamten eine 
11
ganz 

unangemessene Stellung" geben würde.52 

bb} Rechtsprechung der Landesverfassungsgerichte 

Sowohl der Bayerische Verfassungsgerichtshof53 als auch der Verfassu ngsgerichtshof Rhein ­

land-Pfalz54 sehen eine generelle Unvereinbarkeit der Mitgliedschaft des Amts des La ndes­

verfassungsrichters mit jeglichen Ämtern in der Verwaltung demgegenüber nicht für verfas­

sungsrechtlich zwingend an. 

(1) Beschluss des Verfassungsgerichtshofs Rheinland-Pfalz vom 2. Dezember 2003 

In seinem Beschluss vom 2. Dezember 2003 hat der Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz 

zur Begründung ausgeführt, der Grundsatz der Gewaltenteilung se i nirgend rein verwirk­

licht. 55 So bestünden gerade in einem parlamentarischen Regierungssystem nicht nur zah lrei­

che Gewaltenverschränkungen und -balancierungen, sondern auch Durchbrechungen.56 Das 

Gewaltenteilungsprinzip verlange keine absolute Trennung, sondern eine effektive gegensei­

tige Kontrolle der Gewalten, um dadurch eine Hemmung und Mäßigung der Staatsgewalt zu 

ermöglichen.
57 

Die in der Landesverfassung fundierte Eigenständigkeit des Verfassungsge­

richtshofs betreffe auch die Frage nach personeller Trennung der Gewalten.58 Eine generelle 

Unvereinbarkeit der Mitgliedschaft im Verfassungsgerichtshof m it sämtlichen Ämt ern in der 

Verwaltung könne der Landesverfassung nicht entnommen werden.59 

Für den der Entscheidung zugrundeliegen Fall hat der Verfassungsgerichtshof sodann fest­

gestellt, jedenfalls bei Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände stelle eine Mitwir­

kung an der Verfassungsrechtsprechung die dem Verfassungsgerichtshof anvertraute Kont­

rollfunktion nicht in Frage.
60 

Angehörige der nur mittelbaren Staatsverwaltung hätten ei ne 

hinreichende Distanz zu den obersten Verfassungsorganen, so dass eine zu enge personelle 

Verzahnung nicht zu befürchten sei.
61 

Die Unabhängigkeit gelte dabei umso meh r für kom­

munale Wahlbeamte, die auf Grund einer Urwahl in ihr Amt berufen worden seien.62 

52 

53 

54 
55 

56 

57 

58 

59 

60 

61 

62 

Starck, a.a.O., S. 175 
BayVerfGHE 46, 1 ff. 
VerfGH Rh-Pf. AS 31, 85 ff. 
YerfGH Rh-Pf, AS 31, 85, 92 unter Verweis aufBVerfGE 95, 1, 15 
VerfGH Rh-Pf, AS 31, 85, 93 
VerfGH Rh-Pf, AS 31, 85, 93 unter Verweis auf BVerfGE 4, 331 , 346 f; 9, 268, 279 f. 
VerfGH Rh-Pf, AS 31, 85, 93 
VerfGH Rh-Pf, AS 3 l, 85, 93 f. 
VerfGH Rh-Pf, AS 31, 85, 94 
VerfGH Rh-Pf, AS 31, 85, 94 
YerfGH Rh-Pf, AS 31, 85, 94 
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Ausdrücklich offen gelassen hat der Verfassungsgerichtshof allerd ings die Frage, ob dies 

auch bei einer Mitgliedschaft von Angehörigen der unmittelbaren Staatsverwaltung gelte. 

Hier seien Zweifel umso eher angebracht, je maßgeblicher d ie betreffenden Personen an der 

Tätigkeit der in Art. 134 Abs. 4 Satz 2 LV genannten Verfassungsorgane tei l hätten.63 Der 

Verfassungsgerichtshof sieht deswegen insbesondere den Landtag in der Pfl icht, d ie Folge­

rungen für die Funktionsfähigkeit der Verfassungsrechtsprechung bei der Wahl der Verfas­

sungsrichter sorgfältig abzuwägen.64 Möglichen Bedenken gegen die Unvoreingenommen­

heit und Neutralität einzelner Mitglieder können nach Auffassung des Verfassungsgerichts­

hofs durch die Vorschriften über den Ausschluss von der Ausüb ung des Richteramts und 

über die Ablehnung wegen Besorgnis der Befangenheit (§§ 13, 13 a VerfG HG) einzelfa llbe­

zogen Rechnung getragen werden.65 

(2) Beschluss des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 8. Januar 1993 

Nach Ansicht des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs werde ein Konfl ikt m it dem Gewal­

tenteilungsprinzip sowie dem Grundsatz der Unabhängigkeit und Neutral ität der Richter 

durch die vorhandenen verfassungsrechtlichen und einfachgesetzl ichen Regelungen vermie­

den.66 Soweit der Bayerische Verfassungsgerichtshof über die Verfassungsmäßigke it von 

Rechtsvorschriften zu befinden habe, stellten die Besetzungsvo rschriften be reits von vornhe­

rein sicher, dass nur berufsrichterliche Mitglieder an der Entscheidung mitwirkten.67 In den 

Verfahren, in denen auch nicht berufsrichterliche Mitglieder zur Richterbank gehörten, gehe 

der Verfassungsgerichtshof in ständiger Praxis bei der Entscheidung über seine Besetzung 

im Einzelfall davon aus, dass niemand Richter „in eigener Sache" sein könne.68 Bei Angehöri­

gen der Exekutive hänge es vom Einzelfall ab, ob ein nichtberufsrichterliches Mitglied kraft 

Gesetzes von der Mitwirkung ausgeschlossen sei oder für befangen erklä rt werde.69 

cc) Stellungnahme 

Angesichts der für Rheinland-Pfalz vorhandenen verfassungsgericht lichen Entscheidung dürf­

ten Bedeutung und Reichweite der lnkompatibilitätsbestimmung des Art. 134 Abs. 4 Satz 2 

LV zumindest weitgehend geklärt sein. Nach Ansicht des Verfassungsgerichtshof Rheinland­

Pfalz bestehen, wie ausgeführt, keine verfassungsrechtlichen Grü nde, d ie eine strikt e wie 

63 

64 
65 

66 

67 

68 

69 

VerfGH Rh-Pf, AS 31 , 85, 94 
VerfGH Rh-Pf, AS 31, 85, 94 
VerfGH Rh-Pf, AS 31, 85, 97 
BayVerfGHE 46, 1, 11 
Sog ... Berufsrichtersenat" (Art. 68 Abs. 2 Buchst b. der Verfassung des Freistaats Bayern); BayYerfGHE 
46, 1, 11 
BayVerfGH E 46, 1, 11 
Art. 9 des Gesetzes über den Bayerischen Verfassungsgerichtshof(BayVfGHG) i.V.m. §§ 22 ff. StPO, vgl. 
BayVerfGHE 46, 1, 11 
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generelle Unvereinbarkeit des Amts des Landesverfassungsrichters m it jeglichen Ämte rn in 

der Verwaltung rechtfertigen könnten. Im Hinblick auf die Fun kt ionsfähig keit der Verfas­

sungsrechtsprechung sieht der Verfassungsgerichtshof allerd ings den Landtag in der Pflicht, 

bei der Wahl der Verfassungsrichter sorgfältig abzuwägen, ob der Verfassungsgerichtshof 

bei einer Mitgliedschaft von Angehörigen der - unmittelbaren - Staat sverwaltung se iner 

Kontrollfunktion in dem verfassungsrechtlich gebotenen Umfang noch gerecht werden kön­

ne. Dennoch auftretenden Bedenken gegen die Unvoreingenommenheit und Neutra lität 

einzelner Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs will der Verfassungsgerichtshof im Einzel­

fall durch Ausschluss und Ablehnung des betroffenen Verfassungsrichters Rechnung t ragen. 

Für die Entscheidung des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs ist zu berücksichtigen, dass 

die Rechtslage in Bayern insoweit eine andere ist, als dort an Entscheidungen über die Ver­

fassungsmäßigkeit von Gesetzen ausschließlich berufsrichterliche Mitgl ieder mitwirken. 70 

Insoweit hat sich die hier zu prüfende Frage für den Bayerischen Verfassungsgerichtshof je­

denfalls nicht in gleicher Weise gestellt. 

Die unterschiedlichen Schlussfolgerungen, die seitens des Sch rifttums gezogen werden, füh­

ren zu der Frage, ob die eine Inkompatibilität rechtfertigende Interessenkollision abstrakt 

anhand nur der Berufsgruppe als solcher (,,Angehörige des öffentlichen Dienstes") zu beur­

teilen ist oder ob es darüber hinaus zusätzlich auch auf den konkreten Gegenstand des ent­

scheidungserheblichen Sachverhalts ankommt sowie darauf, w ie involviert die Beteiligte n an 

diesem sind. Gemessen an dem Gewaltenteilungsprinzip dürft e eine gewaltenteilungswid ri­

ge Vermischung von Staatsfunktion jedenfalls erst dann anzunehmen sein, wen n durch die 

jeweilige Besetzung des Verfassungsgerichtshofs nach objektiven Maßstäben das Vertrauen 

in seine Unabhängigkeit und Neutral ität nachhaltig erschütte rt wäre. 71 Ob dies allerdings 

schon deswegen anzunehmen ist, nur weil auch Angehörige des öffentlichen Dienstes als 

Beisitzer zur Richterbank gehören, dürfte sich als abstrakt-genere lle Aussage zumindest in 

dieser Allgemeingültigkeit kaum bestätigen lassen. Vielmehr spricht einiges dafür, die An­

nahme eines zur Unzulässigkeit der Ämterhäufung führenden Interessenkonfl ikts maßgeblich 

von Rang und Bedeutung des jeweiligen Amts sowie der konkreten Art der Beschäftigung 

abhängig zu machen. So wird es innerhalb der Berufsgruppe der Angehörigen des öffentli­

chen Dienstes einen Teil geben, bei denen nur schwerlich die Gefahr eines Interessenkon­

flikts angenommen werden kann, während bei einem anderen Teil diese Gefahr durchaus 

nahe liegend erscheinen mag. Angesichts der Schwierigkeit einer normativen Grenzziehung 

zwischen diesen Gruppen wird es insoweit aber zwangsläufig dem Landtag obliegen müs­

sen, in die Wahlentscheidung auch die Frage der Vereinbarkeit mit dem Gewaltenteilungs­

prinzip einzubeziehen. 

70 

71 
Art. 68 Abs. 2 Buchst. b der Verfassung des Freistaats Bayern, Art. 3 Abs. 2 Nr. 2 BayVfGHG 
Vgl. Meyer, a.a.O., Art. 134, Rn. 19 
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Zu berücksichtigen ist nicht zuletzt auch das - legitime - Interesse des Verfassungsgebers, die 

Reichweite der Inkompatibilitäten bewusst nicht zu weit zu ziehen, um den Kreis der als 

nichtberufsrichterliche Mitglieder in Betracht kommenden Personen nicht vo n vornhere in zu 

verengen. 

All dies dürfte es im Ergebnis nahe legen, die Frage etwaiger Kollisionen mit dem Gewalten­

teilungsprinzip nach Maßgabe einer konkretisierenden Einzelfallbetrachtung zu beurteilen. 

Folgt man dem, lässt sich aus der Verfassung und insbesondere dem Gewa ltenteilungsprin­

zip kein durchschlagendes Argument dafür gewinnen, dass sämtliche Angehörige des öffent­

lichen Dienstes generell von der Mitgliedschaft im Verfassungsgerichtshof ausgeschlossen 

werden müssten. Die vorhandenen lnkompatibilitätsregelungen erscheinen damit als verfas­

sungsrechtlich hinnehmbar. 

Auch wenn danach eine strikte und generelle Inkompatibilität nicht zwingend erforderlich ist, 

könnte sie dennoch - wenn auch nicht verfassungsrechtlich, so doch zumindest verfas­

sungspolitisch - für erwägenswert zu erachten zu sein. Mit einer gesetzlich bestimmt en Un­

vereinbarkeit von Richteramt und Ämtern des öffentlichen Dienstes könnte die Unabhängig­

keit und Neutralität des Verfassungsgerichtshofs im System der Gewaltenteilung ausgebaut 

und verbessert werden.
72 

Überdies erscheint es systematisch fragwürd ig, den Landtag dazu 

anzuhalten, bei der Wahl weisungsabhängiger Beamter „größte Zurückhaltung"73 zu üben, 

weil ihm hierdurch eine Art Reservefunktion für die Verwirkl ichung und Aufrechterha ltung 

des Gewaltenteilungsprinzips zugewiesen wird, die das Fehlen einer klaren und eindeut igen 

gesetzlichen lnkompatibilitätsregelung in Bezug auf Angehörige des öffentl ichen Dienstes 

geradezu kompensieren soll. Ob vor diesem Hintergrund nicht doch eine Erweiterung der in 

Art. 134 Abs. 4 Satz 2 LV bestimmten Inkompatibilität angezeigt erscheint, bleibt letztlich 

aber der Abwägung und Entscheidung des verfassungsändernden Gesetzgebers vorbehal­

ten. 

IV. Zu Frage 4: Gibt es gesetzliche Inkompatibilitäten in sonstigen Gerichtsbarkeiten? 

Vorschriften über Inkompatibilitäten finden sich vorrangig im Deutschen Richtergesetz, fü r 

ehrenamtliche Richter darüber hinaus auch in den gerichtsverfassungsrechtlichen Vorschrif­

ten der jeweiligen Gerichtsbarkeit. 

72 

73 
So auch Ley, NVwZ 1992, 446, 449 
So aber Hensgen, a.a.O., S. 31; ähnlich auch VerfGH Rh-Pf, AS 31, 85, 94 zumindest für Angehörige der 
- unmittelbaren - ~taatsverwaltung 
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1. Deutsches Richtergesetz 

Das Deutsche Richtergesetz (DRiG) beinhaltet relativ strenge Inkompatibilitäten. Grundle­

gende Vorschrift über die Inkompatibilitäten ist§ 4 DRiG. Sie schließt eine gle ichzeit ige Tä­

tigkeit des Richters in der Rechtsprechung einerseits und in der vollziehenden wie in der 

gesetzgebenden Gewalt andererseits im Grundsatz aus und lässt nur eng begrenzte, im Ein­

zelnen in § 4 Abs. 2 DRiG aufgezählte Ausnahmen zu. Ihr Zweck ist die Verwirkl ichu ng des 

Prinzips der Gewaltenteilung und die Wahrung der Unabhängigkeit des Richters. 74 

§ 4 Abs. 1 DRiG verbietet eine gleichzeitige Tätigkeit in der vollziehenden oder geset zge­

benden Gewalt neben der richterlichen Tätigkeit. Der Begriff der vollziehenden Gewalt im 

Sinn dieser Vorschrift ist weit auszulegen; er umfasst nicht nur d ie staatliche Verwaltung, 

sondern auch die Verwaltung durch Gebiets- und sonstige Körperschaften des öffentl ichen 

Rechts.
75 

Die weite Auslegung des Begriffs vollziehende Gewalt hat ihre innere Rechtfert i­

gung darin, dass der Richter über Akte nicht nur der staatlichen Gewalt, sondern auch der 

kommunalen Verwaltungsstellen zu befinden hat und keiner Behörde oder Stelle angehören 

sollte, in der Akte umgesetzt werden, die der richterlichen Kontro lle unterliegen.76 

Ergänzt wird § 4 Abs. 1 DRiG durch § 8 DRiG, der abschließend d ie Rechtsfo rmen des Rich­

terdienstes aufzählt und damit zugleich ausschließt, dass eine in einem anderen D ienstver­

hältnis stehende Person, insbesondere ein Angehöriger des öffentlichen Dienstes, Richter 

sein und Recht sprechen darf.77 Weiter wird § 4 DRiG durch § 36 Abs. 2 DRiG ergänzt, wo­

nach das Recht und die Pflicht zur Wahrnehmung des Richteramts enden, wenn der Richter 

die Wahl in den Deutschen Bundestag oder in die gesetzgebende Körperschaft eines Landes 

annimmt oder zum Mitglied der Bundesregierung oder der Reg ieru ng eines Landes ernannt 

wird. 

2. Ehrenamtliche Richter 

Neben den Berufsrichtern wirken auch ehrenamtliche Richter an der Rechtsprechung mit(§ 1 

DRiG). Die Rechtsstellung der ehrenamtlichen Richter wird im Deutschen Richtergesetz, das 

ein Statusgesetz für die in einem umfassenden öffentlich-rechtl ichen Dienstverhältnis ste­

henden Berufsrichter ist, nicht abschließend geregelt (vgl. § 2 DRiG).78 Für die ehrenamtli­

chen Richter gelten neben den §§ 44 bis 45 a DRiG insbesondere die Vorschriften des Ge­

richtsverfassungsgesetzes, die jeweiligen gerichtsverfassungsrechtl ichen Vorschriften der 

anderen Gerichtszweige sowie das Landesrecht, insbesondere das Landesrichtergeset z und 

subsidiär das Landesbeamtengesetz. 

74 

75 

76 

77 

78 

BVerwGE 25,210, 218 f.; Schmidt-Räntsch, Deutsches Richtergesetz (6. Aufl. 2009), § 4, Rn. 2 
BVerwG, DRiZ 200! , 23; Schmidt-Räntsch, a.a.O., § 4, Rn. 9 
Schmidt-Räntsch, a.a.O., § 4, Rn. 9 
Vgl. Schmidt-Räntsch, a.a.0., § 4, Rn. 4 
Schmidt-Räntsch, a.a.0 .. vor § 44, Rn. 2 
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Nach bundesgesetzlicher Regelung wirken derzeit ehrenamtl iche Richter mit79 

in der ordentlichen Gerichtsbarkeit 

als Schöffen im Schöffengericht (§ 29 Abs. 1 Satz 1 des Gerichtsverfassungs­

gesetzes - GVG) sowie in der großen Strafkammer und der kleinen Straf kam­

mer (§ 7 6 Abs. 1 Satz 1 GVG), 

als Handelsrichter in der Kammer für Handelssachen (§ 105 Abs. 1 GVG), 

als landwirtschaftliche Beisitzer bei den Amtsgerichten, Oberlandesgerichten 

und beim Bundesgerichtshof in Verfahren über La ndwirtschaftssachen (§ 2 

Abs. 2 des Gesetzes über das gerichtliche Verfah ren in Landwirtschaftssachen 

- LwVfG), 

in der Verwaltungsgerichtsbarkeit in den Verwaltungsge richten erster Instanz und, 

soweit es die Landesgesetzgebung vorsieht, bei den Oberverwaltu ngsgerichten(§§ 5 

Abs. 3 Satz 1, 9 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 der Verwaltungsgerichtsordnung - VwGO), 

in der Finanzgerichtsbarkeit in den Finanzgerichten (§ 5 Abs. 3 Satz 1 der Finanzge­

richtsordnung - FGO), 

in der Sozialgerichtsbarkeit in sämtlichen Instanzen ( §§ 3, 30 Abs. 1, 38 Abs. 2 des 

Sozialgerichtsgesetzes - SGG) und 

in der Arbeitsgerichtsbarkeit ebenfalls in sämtlichen Instanze n (§§ 16, 35 und 41 des 

Arbeitsgerichtsgesetzes - ArbGG). 

Die - allgemeinen - Voraussetzungen für die Berufung ehrenamtlicher Richter hängen von 

deren Aufgaben ab. Wirken die ehrenamtlichen Richter als Vertreter der Allgemeinheit mit 

(Schöffen, ehrenamtliche Verwaltungsrichter), kann grundsätzlich jedermann berufen wer­

den. Sofern sie eine bestimmte Gruppe vertreten oder ihrer Sachkunde wegen mitwirken, 

kann nur ein Angehöriger dieser Gruppe (z.B. der Gruppe der A rbeitnehmer oder Arbeitge­

ber) oder eine Person berufen werden, welche die erforderliche Sachkunde besitzt. 

Welche Personen wegen ihrer amtlichen Stellung oder beruflichen Betätigung nicht heran­

gezogen werden sollen, ist für die ordentliche Gerichtsbarkeit in den Vorschriften des Ge­

richtsverfassungsgesetzes und für die übrigen Gerichtszweige in deren jewei ligen ge­

richtsverfassungsrechtlichen Bestimmungen geregelt. 

79 
Die Aufzählung ist nicht abschließend, für einen vollständigen Überbl ick siehe die Auflistung bei Schmidt­
Räntsch, a.a.O. , § 44, Rn. 5 
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a) Schöffen, Handelsrichter, landwirtschaftliche Beisitzer 

Nach § 34 GVG „sollen" zu dem Amt eines Schöffen unter ande rem nicht berufen werden 

die Mitglieder der Bundesregierung oder einer Landesregierung (Nr. 2), politische Beamte 

(Nr. 3), Richter, Staatsanwälte, Notare und Rechtsanwälte (Nr. 4), ferner Vollstreckungs- und 

Vollzugsbeamte sowie Bewährungs- und Gerichtshelfer (Nr. 5). Bei dieser Regelung handelt 

es sich allerdings nicht um die gesetzliche Bestimmung von Inkompatibilitäten, sondern nur 

um eine bloße Ordnungsvorschrift.80 

Die Handelsrichter werden nach § 108 GVG auf gutachtlichen Vorschlag der Industrie- und 

Handelskammern für die Dauer von fünf Jahren ernannt. Die Voraussetzungen für d ie Ernen­

nung sind in § 109 GVG bestimmt. Inkompatibilitäten für die Ernennu ng zum Handelsrichter 

sind darin nicht geregelt. 

Für landwirtschaftliche Beisitzer ist demgegenüber in§ 4 Abs. 3 Nr. 2 LwVfG bestimmt, dass 

nur solche Personen vorzuschlagen sind, bei denen kein Hinderungsgrund nach §§ 32 b is 34 

GVG vorliegt. 

b) Mitwirkung ehrenamtlicher Richter an Entscheidungen der Verwaltungsgerichte 
sowie der Finanzgerichte 

Hinderungsgründe, die einer Berufung zum ehrenamtlichen Verwaltu ngsrichter entgegen­

stehen (lnelegibilität), sind in der Vorschrift des § 22 VwGO geregelt. D ie dort norm ierten 

Hinderungsgründe tragen dem Grundsatz der Gewaltenteilung Rechnung und die nen der 

Sicherung der Unabhängigkeit der Gerichte; zugleich sollen sie Interessen- und Pfl ichtenkol­

lisionen vermeiden und die Verwaltungsgerichte vor dem Verdacht schützen, dass sie die 

Interessen der öffentlichen Hand vertreten. 81 

Nach der Bestimmung des § 22 VwGO können nicht zu ehrenamtlichen Richtern berufen 

werden unter anderem Mitglieder des Deutschen Bundestags, des Europäischen Parlaments, 

der gesetzgebenden Körperschaften eines Landes, der Bundesregierung oder einer Landes­

regierung (Nr. 1) sowie Beamte und Angestellte im öffentlichen Dienst, soweit sie nicht eh­

renamtlich tätig sind (Nr. 3). 

80 

81 
Kisse!/Mayer, GVG (6. Aufl. 2010), Rn. 2 ff.; Meyer-Goßner, GVG (54. Aufl.20 11 ), § 34, Rn . 1 
Kopp/Schenk~, VwGO (17. Autl.,2011), § 22, Rn. 1 m.w.N.; Redeker/v.Oertzen, VwGO (15 . Aufl . 2010), 
§ 22, Rn. 2 
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Der in § 22 Nr. 3 VwGO verwandte Begriff des öffentlichen D ienstes ist dabei weit auszule­

gen. Der Dienstherr muss eine juristische Person des öffentliche n Rechts sein, ohne dass es 

auf die Tätigkeitsform ankommt. Erfasst ist demnach nicht nur die Tätigkeit in Bund, Ländern 

und Gemeinden, sondern auch bei sonstigen öffentlich-rechtlichen Kö rperschaften.82 

Die Finanzgerichtsordnung enthält in § 19 eine § 22 VwGO entsprechende Vorschrift, so 

dass auf die vorstehenden Ausführungen verwiesen werden kann. 83 

c) Mitwirkung ehrenamtlicher Richter an Entscheidungen der Sozialgerichte sowie 
der Arbeitsgerichte 

Vergleichbare Vorschriften zu den genannten Regelungen der Verwaltungsgerichtsordnung 

und der Finanzgerichtsordnung finden sich im Sozialgerichtsgesetz nicht, insbesondere wer­

den Abgeordnete und Regierungsmitglieder zumindest nicht ausdrücklich in den Ausschl ie­

ßungsgründen des § 17 SGG erwähnt.84 

Demgegenüber ist in § 21 Abs. 3 ArbGG bestimmt, dass Beamte und Angestellte eines Ge­

richts für Arbeitssachen nicht als ehrenamtliche Richter berufen werde n dürfen.85 Zu ehren­

amtlichen Richtern aus Kreisen der Arbeitgeber dürfen nach § 22 Abs. 2 Nr. 3 A rbGG hinge­

gen grundsätzlich auch Beamte und Angestellte berufen werden.86 

Wissenschaftlicher Dienst 

Anlage 

82 

83 

84 

85 

86 

Kopp/Schenke, a.a.0., § 22, Rn. 2 
Vgl. Bartone, in: Kühn/v.Wedelstädt, FGO (19. Aufl. 2008), § 19, Rn. 1 
Nach Ansicht des Schrifttums sollen sie dennoch wegen des Grundsatzes der Gewaltenteilung und der 
Unabhängigkeit der Rechtspflegeausgeschlossen sein, vgl. Meyer-Ladewig, SGG (7. Aufl . 2002), § 17, 
Rn. 5 m.w.N. 

Vgl. Prütting, in: Germelmann/Matthes/Prütting/Müller-Glöge, ArbGG (6 . Aufl. 2008), § 21, Rn. 2 1 
Nach Prütting (a.a.O., § 22, Rn. 17 a) sollen allerdings Spitzenvertreter der Exekutive, insbesondere Minis­
ter und Staatssekretäre als ehrenamtliche Richter im Sinn von § 22 Abs. 2 Nr. 4 ArbGG ausgesch lossen 
sein. 


